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FACHSYMPOSIUM ZUM SELBSTBESTIMMTEN 
WOHNEN IM STADTTEIL MIT VERSORGUNGS-
SICHERHEIT
Moderation: Frau Prof. Dr. Schäufele

08: 45 – 09:00
Ankommen und Begrüßungskaff ee

09:00 – 09:15
Begrüßung
Bürgermeister Michael Grötsch (Stadt Mannheim)

09.15 – 09:30
Begrüßung
Manne Lucha (Minister für Soziales, Gesundheit und 

Integration BW)

09:30 – 10:00
Zukunft des Alterns – Eine moderne geriatrische 
Perspektive
Prof. Dr. Jürgen Bauer (Bethanien-Institut Heidelberg)

10:00 – 10:45
Vision Dänemark: Seniorenpolitik in Aarhus (ausgefallen)
Hosea Che Dutschke (Leiter des Health and Care Department 

der dänischen Kommune Aarhus)

10:45 – 11:00 
Kaff eepause

11:00 – 11:45
Langzeitpfl ege während der Covid-19-Pandemie – 
Ein Vergleich von Betroff enheit und Folgen 
in unterschiedlichen Versorgungsformen 
Benedikt Preuß (Universität Bremen)

11:45 – 12:45 
Mittagsimbiss

12:45 – 13:30
Bielefelder Modell: selbstbestimmt Wohnen mit 
Versorgungssicherheit im Quartier
Oliver Klingelberg, Sozialmanagement Bielefelder Modell

13:30 – 14:00
Wiesbadener Modell „Eigenheim / Komponisten-
viertel“ – Eine fast stationäre Sicherheit in der eigenen 
Häuslichkeit
Andreas Schmidt, Häusliche Kranken- und Seniorenpfl ege 

Thomas Rehbein, Projektmanager Wiesbadener Modell

14:00 – 14:10 
Kaff eepause

Zeitplan
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14:10 – 14:30 
Die Zweifl er (Kabarett-Einlage)

14:30 – 15:15
Vom Pfl egeheim zum Zentrum für Pfl ege und Gesund-
heit im Quartier – Erkenntnisse aus der Evaluation des 
Modellverbunds „Pfl ege stationär – Weiterdenken!“
Prof. Dr. Kerstin Hämel (Universität Bielefeld)

15:15 – 16:00
Zuhause wohnen bleiben bis zuletzt
Prof. Dr. Otto (Universität Tübingen/Universität Zürich)

16:00 – 16:30
Stadt gestalten mit IQ – Impulse zur Inklusiven Quar-
tiersentwicklung
Benjamin Lachat (Städtetag Baden-Württemberg)

16:30 
Schlusswort
Oberbürgermeister Dr. Peter Kurz (Stadt Mannheim)

ANKOMMEN UND BEGRÜSSUNGSRUNDE
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BEGRÜSSUNG

Repräsentanten sowohl der Stadt Mannheim als auch 
der Landesregierung Baden-Württembergs richteten 
Grußworte an die Teilnehmenden der 1. Mannheimer 
Pfl egekonferenz.

Michael Grötsch, Bürgermeister für Wirtschaft, Arbeit, So-
ziales und Kultur und damit zuständiger Dezernent der 
Stadt Mannheim, sprach zur Eröff nung der Konferenz.

Wie er ausführte, erfordere die demografi sche Ent-
wicklung, mit einem absehbar zunehmenden Anteil 
älterer Bürgerinnen und Bürger und der allgemein 
steigenden Lebenserwartung, die Veränderung und 

Weiterentwicklung hergebrachter Me-
thoden in der Daseinsvorsorge für älte-
re Menschen.

Nicht alle Menschen höheren Alters 
seien indes in irgendeiner Form hilfe-
bedürftig. Wie andere Altersgruppen 
der Gesellschaft auch, setze sich der 
Personenkreis der Älteren heute mehr 
denn je aus Menschen in sehr unter-
schiedlichen Lebenslagen zusammen, 
träfen verbreitete Klischeevorstellun-
gen immer weniger zu. Es gebe einer-
seits eine steigende Zahl von Alters-
armut Betroff ene, sowie Menschen, 
deren Lebensqualität durch Erkran-
kungen oder soziale Vereinsamung 
eingeschränkt sei. Andererseits erlebe 

man aber auch viele Senioren und Seniorinnen, die 
einen glücklichen Lebensabend bei guter Gesundheit 
und in fi nanzieller Sicherheit verbringen. 
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Es stelle sich damit die Frage, was in kommunaler 
Verantwortung zur Bewältigung dieser demografi -
schen Herausforderungen beigetragen werden kön-
ne. Hier liege der Ausgangspunkt für die Entwicklung 
„zukunftsfester,“ quartiersintegrierter, inklusiver Ver-
sorgungsstrukturen, welche auch die pfl egerischen 
Aufgaben und Bedarfe einbeziehen und veränderten 
gesellschaftlichen Anforderungen und Zielen gerecht 
werden. Man hoff e auch im Rahmen der Pfl egekonfe-
renz auf weiterführende Erkenntnisse zu diesen Fragen.

Manfred Lucha, Minister für Soziales, Gesundheit und In-
tegration des Landes Baden-Württemberg, richtete sein 
Grußwort per Videoübertragung an die 1. Mannheimer 

Pfl egekonferenz. Wie der Minister erläuterte, solle mit 
Hilfe dieser vom Land angestoßenen und maßgeblich 
fi nanzierten Veranstaltungsform ein Modell etabliert 
werden, von dem andere Kommunen lernen können 
und zur Nachahmung angeregt werden sollen.

Aus Sicht des Ministers komme den Kommunen eine 
zentrale Steuerungsfunktion im Bereich der pfl ege-
rischen Infrastruktur zu. Ein wichtiger Baustein, diese 
Strukturen weiter auszubauen und an geänderte Be-

darfe anzupassen, seien somit die Kommunalen Pfl e-
gekonferenzen, an denen Vertreterinnen und Vertreter 
der Kommune, der Pfl egeeinrichtungen, der Pfl ege-
kassen, der Pfl egebedürftigen, des Pfl egepersonals 
sowie des bürgerschaftlichen Engagements beteiligt 
werden sollten.

Anzustreben sei, dass Pfl egebedürftige unabhängig 
von der Art des Pfl ege- und Unterstützungsbedarfs 
möglichst lange in ihrem angestammten Umfeld woh-
nen bleiben können und nicht stationär versorgt wer-
den müssen. Eine fortschrittsorientierte, innovative 
Koordinierung und Gestaltung der Pfl ege- und Unter-
stützungsstrukturen durch die örtlichen Gebietskör-

perschaften sei in diesem Zusammenhang wünschens-
wert. Die Kommunen könnten am besten beurteilen, 
welche Angebote und Strukturen für eine wohnortna-
he Pfl ege bereits vorhanden seien und welche noch 
aufgebaut werden müssten.
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ZUKUNFT DES ALTERNS – 

Nach Jahrzehnten einer kontinuierlichen Zunahme 
der durchschnittlichen Lebenserwartung in den west-
lichen Industrienationen hat die Pandemie aktuell zu 
einer Umkehrung dieses Trends in Mitteleuropa ge-
führt. Allerdings besteht die Hoff nung, dass es nach 
dem Ende der Pandemie wieder zu einem Anstieg der 
Lebenswartung kommen wird. Für diesen langfristigen 
Trend sind neben den Errungenschaften der moder-
nen Medizin vor allem soziale Fortschritte, eine besse-
re Hygiene, positive Veränderungen in der Arbeitswelt 
und eine verbesserte Ernährung verantwortlich. 

Zahlreiche Artikel der Fach- und Laienpresse berichte-
ten in den letzten Jahren über innovative medizinische 
Ansätze, die es in naher Zukunft erlauben würden, 
unsere Lebenszeit deutlich zu verlängern. Basierend 
auf den durch Erforschung der molekularen Prozesse 
des Alterns gewonnenen Erkenntnissen könnten Me-
dikamente entwickelt werden, welche nicht nur das 
Leben verlängern, sondern auch die Entstehung von 
häufi gen, mit dem Alter verbundenen Erkrankungen 
(u.a. Demenz, Arthrose, Osteoporose und Sarkopenie) 
verhindern. Auf diese Weise würde man nicht nur die 
Lebensspanne, sondern auch die „Gesundheitsspan-
ne“ verlängern – einem glücklichen Altern stünde so-

mit zumindest mit Blick auf die Abwendung körperli-
cher Zerfallsprozesse nichts mehr entgegen. Während 
solche Gedanken noch vor 10 Jahren eher als Science 
Fiction abgetan wurden, nähern wir uns gegenwärtig 
der Verwirklichung dieser Vision langsam an. Im Grun-
de wird Altern dabei als Krankheit betrachtet, welche 
es zu heilen gilt. Eine durchaus polarisierende Vorstel-
lung, die man nicht unbedingt teilen muss. Tatsächlich 

Prof. Dr. Jürgen Bauer (Bethanien-Institut Heidelberg)
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werden in empirischen Studien bereits erste Substan-
zen in ihrer Wirksamkeit auf den Menschen untersucht. 
Es besteht die Hoff nung, durch die Verhinderung oder 
zumindest Verzögerung der erwähnten Alterskrank-
heiten die Lebensqualität länger zu erhalten und das 
Ausmaß der Pfl egebedürftigkeit zu verringern. 

Eine Pille gegen die Gebrechen des Alters ist eine verlo-
ckende Perspektive. Realistischer erscheint jedoch die 
konsequente Umsetzung präventiver Maßnahmen zur 
Verzögerung des funktionellen Abbaus im Alter. Die-
sen wird in den nächsten Jahrzehnten 
eine überragende Bedeutung zukom-
men. Diese Form der Prävention setzt 
auf moderne Ansätze zum Erhalt von 
Kraft, Mobilität und Kognition und 
fokussiert auf die Bereiche körperli-
che Aktivität, Ernährung und soziale 
Interaktion. Dabei wird es erforder-
lich sein, die Voraussetzungen für ein 
gutes Altern bereits im mittleren Le-
bensalter bzw. spätestens zum Ende 
der Berufstätigkeit zu schaff en. Von 
einem funktionellen Abbau beson-
ders gefährdete Individuen sollten 
frühzeitig identifi ziert und individuell 
medizinisch begleitet werden. Aktuell 
bemühen sich Universitäten und gro-
ße IT-Unternehmen darum, Biomarker 
zu entwickeln, die eine diesbezügli-
che frühe Risikoabschätzung ermögli-
chen. So könnte zukünftig eine auf den Daten mobiler 
Endgeräte (Smartphone, Smartwatch, Wearables in 
Textilien) basierende Risikoanalyse mit Warn- und Coa-
chingsystemen verbunden werden. In der Prävention 
gewinnen zunehmend auch spielerische Lösungen zur 
Förderung der Fitness einschließlich Balance und Ko-
gnition an Bedeutung, die als „Exergames“ bezeichnet 
werden. Hier existieren bereits einige vielversprechen-
de Produkte, die auch schon zur Anwendung kommen. 
Sie werden in den nächsten Jahren weiterentwickelt 
werden, um individuelle Defi zite noch passgenauer 
auszugleichen und vorhandene Ressourcen zu stär-
ken. Um die Nachhaltigkeit solcher Anwendungen zu 
sichern und die soziale Interaktion zu fördern, könn-
ten diese „Spiele“ in IT-basierten Netzwerken gespielt 
werden, wie dies ja auch in jüngeren Altersgruppen 
bereits geschieht. 

Sind bereits Defi zite, wie zum Beispiel im Bereich des 
Hörens, Sehens, Tastens oder der Reaktionszeiten vor-

handen, so werden wir diesen in Zukunft mit elektro-
nischen Assistenzsystemen begegnen können. Auch 
zukünftig wird für ältere Menschen vielerorts die Indi-
vidualmobilität eine große Rolle spielen. Daher kommt 
der Weiterentwicklung des autonomen Fahrens im 
Hinblick auf die alternde Bevölkerung eine wachsen-
de Bedeutung zu. Manches organische Defi zit wird 
sich auch am Körper selbst korrigieren lassen. Denk-
bar wäre, dass Bewegungsabläufe des Gelenkapparats 
während der Rehabilitation, unter Umständen aber 
auch dauerhaft durch den Einsatz mechanischer Exo-

skelette gestützt werden. Allerdings schmälern die ho-
hen Kosten solcher Exoskelette und ihre insbesondere 
im höheren Lebensalter erschwerte Handhabbarkeit 
die Möglichkeiten ihrer konkreten Anwendung. 

Die Verteilung der Früchte eines medizinischen Fort-
schritts, der eine deutliche Verlängerung nicht nur der 
Lebenserwartung, sondern auch der „Gesundheits-
spanne“ ermöglicht, wird allerdings auch eine umfang-
reiche gesellschaftliche Diskussion mit sich bringen. 
Wird das zuvor beschriebene gute, lange Leben jedem 
Bürger und jeder Bürgerin oder nur den Wohlhaben-
den zugänglich sein? Im letzteren Fall droht eine Zu-
nahme der Kluft zwischen vermögenden und ärmeren 
Mitgliedern unserer Gesellschaft und der Verlust des 
sozialen Friedens. Solche Gefahren gilt es frühzeitig zu 
erkennen und entsprechende Lösungen zu fi nden, da 
sich ein gutes Altern nur in einem gesellschaftlich har-
monischen Umfeld vollziehen kann.
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LANGZEITPFLEGE 
WÄHREND DER 
COVID -19-PANDEMIE –

Die Universität Bremen untersuchte in einer Studie die 
Verbreitung von COVID-19, die zur Verfügung stehen-
den personellen und materiellen Ressourcen, der or-
ganisatorische Umgang mit der Situation und die Un-
terstützungswünsche ambulanter Pfl egedienste sowie 
teilstationärer und stationärer Pfl egeeinrichtungen an 
die Politik. Ziel der Studie war es, das Ausbruchsge-
schehen zu beleuchten und daraus Schlüsse für ein ad-
äquates Handeln in künftigen Situationen zu ziehen.

Pfl egebedürftige gehören zu den am stärksten von 
der Corona-Krise Betroff enen. Ca. 60 % aller in Zusam-
menhang mit einer Infektion Verstorbenen wurden in 
Pfl egeheimen oder von ambulanten Pfl egediensten 
betreut. Etwa die Hälfte (49 %) aller in Zusammenhang 
mit einer Infektion eingetretenen Todesfälle entfi el auf 
Bewohner*innen von Pfl egeheimen, rund 12 % auf 
Klient*innen ambulanter Pfl egedienste. Zudem tra-
ten in fast jedem fünften Pfl egeheim und bei jedem 
zehnten ambulanten Pfl egedienst Erkrankungsfälle 
unter Mitarbeitenden auf, was sowohl im stationären 
wie auch im ambulanten Sektor zu einem erhöhten 
Personalausfall führte. Im ambulanten Bereich ge-
fährdete der Wegfall von Tagespfl egeangeboten, die 
eingeschränkte Zahl von in Haushalten lebenden Be-

treuungskräften (Live-Ins) sowie die reduzierte Inan-
spruchnahme von Sachleistungen die Versorgung von 
Pfl egebedürftigen. Knapp die Hälfte aller Pfl egediens-
te berichtete, dass Leistungen von Pfl egebedürftigen 
nicht mehr in Anspruch genommen werden und teil-
stationäre Angebote oder Betreuungskräfte im Haus-
halt nicht mehr zur Verfügung stehen. Dies führt dazu, 
dass Pfl egedienste teilweise wirtschaftliche Einbußen 
erleiden und die Versorgung von Pfl egebedürftigen 
nicht mehr sichergestellt ist. 

Die Pandemie in Mannheim hat sich weitgehend ana-
log der in Baden-Württemberg entwickelt. Bei der Dar-
stellung der zeitlichen Entwicklung der Pandemie ist 
zu berücksichtigen, dass Pfl egebedürftige aufgrund 
von Morbidität und Alter hoch vulnerable Gruppen 
sind und somit von der Covid-19-Pandemie besonders 
betroff en sind. Ein Dilemma insbesondere im stationä-
ren Bereich ist die Abwägung zwischen einer konse-
quenten Umsetzung aller dem Schutz vor einer Infekti-
on dienenden Maßnahmen und den negativen Folgen 
einer sozialen Isolierung. Bei einem Vergleich der Ver-
sorgungsarten ambulant/ stationär wird deutlich, dass 
es im Bereich der ambulanten Pfl ege aufgrund der 
Wohn- und Pfl egesituation zu einer deutlich geringe-

Benedikt Preuß (Universität Bremen)
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ren Verbreitung des Virus kam. Der Anteil der Todesfäl-
le war im ambulanten Bereich deutlich geringer als im 
stationären Setting1. 

Sowohl für das ambulante wie auch das stationäre Set-
ting zeigten sich Entwicklungen, die die Versorgungs-
qualität mittelfristig gefährden. Dies ist auf die Kom-
bination von gestiegenem Versorgungsaufwand und 
gleichzeitigen Personalmangel zurückzuführen. Hohe 
Infektionsraten unter dem Pfl egepersonal zeigten sich 
sowohl im ambulanten als auch im stationären Bereich. 
Als Maßnahmen zur Verbesserung der Situation und 
auch in Hinblick auf weitere Pandemie-Wellen werden, 
neben dem Bereitstellen von ausreichend Schutzma-
terialien und einer besseren Vergütung der Pfl egekräf-
te, bundesweite und praktikable Handlungsempfeh-
lungen zum Umgang mit der Situation gewünscht.

Insbesondere die dringend benötigten Betreuungs-
angebote für Menschen mit Demenz sind teilweise 
komplett weggefallen. In der Folge kam es zu einem 
deutlichen Anstieg medikamentöser Behandlungen 
von Menschen mit Demenz.

Die durch die Pandemie verursachten Probleme sind 
u.a. folgende: 

• Anstieg der Arbeitsbelastung und der Gefahr einer 
Infektion bei Pfl egenden,

• erschwerte Vereinbarkeit von Beruf und Pfl ege,

• erhöhte psychische Belastung von Bezugsperso-
nen, vor allem im stationären Bereich,

• Verschlechterung der pfl egerischen und ärztlichen 
Versorgung sowie der psychischen Gesundheit 
und geistigen Fitness,

• eingeschränkte soziale Teilhabe aufgrund Kontakt-
reduzierung und verminderter Mobilität.

Verschiedene Studien wiesen unter den zu Pfl egenden 
eine Verschlechterung des Gesundheitszustands und 
erhöhte Sterblichkeit infolge sozialer Isolation nach. 
Auf Seite der pfl egenden Angehörigen kam es zu einer 
Zunahme von Konfl ikten, Wut und Verzweifl ung und 
dadurch zu einer Verschlechterung der Pfl egesituation 
sowie den Möglichkeiten der Vereinbarkeit von Pfl ege 
und Beruf. 

Die Lehren aus der Pandemie lassen sich folgender-
maßen zusammenfassen: Verhinderung von Mangel-
situationen, Vorbereitung auf künftige Pandemien 
erhöhen, Arbeitsverdichtung erhöht die prekäre Lage 
Pfl egender und verschlechtert die Versorgung der 
Pfl egebedürftigen. Der Schutz der Pfl egeheimbewoh-
ner/innen durch Isolierung hat nicht funktioniert. Den 
besten Schutz der Pfl egeheimbewohner/innen vor 
Ansteckung lässt sich durch eine Reduktion der Ge-
samtinzidenz erreichen.
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Der im Zuge des demografi schen Wandels wachsen-
de Anteil älterer, hochaltriger und pfl egebedürftiger 
Menschen hat das Thema „selbstbestimmtes Wohnen“ 
in den Mittelpunkt der Aufmerksamkeit gerückt. Im 
Jahr 2021 war jede/r fünfte Bielefelder/in älter als 65 
Jahre. Somit steigt der Bedarf an barrierefreiem Wohn-
raum und niedrigschwelligen Versorgungsangeboten 
im Stadtteil bzw. der Nachbarschaft. Aber nicht nur für 
diese besonderen Personengruppen, sondern über-
greifend für alle, haben Wohnsituation und Nachbar-
schaft einen entscheidenden Einfl uss auf die Lebens-
qualität im Alltag. So möchten beispielsweise auch 
jüngere Menschen mit Behinderung in einer eigenen 
Wohnung leben und ihren individuellen Wünschen 
entsprechende Unterstützungsleistungen selbstbe-
stimmt in Anspruch nehmen. 

Die Anforderungen an die Quartiersentwicklung sind 
somit hoch. Wohnquartiere müssen künftig genera-
tionengerecht, kultursensibel und inklusiv sein. Vor 
diesem Hintergrund hat die Bielefelder Gesellschaft 
für Wohnen und Immobiliendienstleistungen (BWG) 
bereits in den 1990er Jahren gemeinsam mit der Stadt 
Bielefeld und einem sozialen Dienstleister mit dem 
„Bielefelder Modell“ ein richtungsweisendes Konzept 

entwickelt. Dieses hat bundesweit Aufmerksamkeit er-
fahren und wird mittlerweile auch in anderen Städten 
umgesetzt. 

Das Bielefelder Modell ist ein quartiersbezogener An-
satz des Wohnens mit Versorgungssicherheit ohne Be-
treuungspauschale. Eingebunden in die bestehende 
Wohnumgebung mit guter infrastruktureller Anbin-
dung fi nden Ältere oder Menschen mit Behinderung 
hier barrierefreie und komfortable Wohnungen. Die 
Säulen des Bielefelder Modells sind barrierefreies Woh-
nen, 24-Stunden-Präsenz eines professionellen sozia-
len Dienstleisters und eine tragende soziale Infrastruk-
tur. Dem sozialen Dienstleister wird für sechs bis acht 
der zu vergebenden Wohnungen ein Vorschlagsrecht 
eingeräumt, sodass ein Kundenstamm als wirtschaft-
liche Basis vorhanden ist. Ein wesentlicher Baustein ist 
darüber hinaus das „Wohncafé“ als Treff punkt und Ort 
der Kommunikation für die gesamte Nachbarschaft. 
In einem Servicestützpunkt ist ein sozialer Dienst als 
Kooperationspartner der BGW mit einem umfassen-
den Leistungsangebot rund um die Uhr im Quartier 
präsent.

Oliver Klingelberg, Sozialmanagement Bielefelder Modell
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Der Pfl egedienst Rehbein kooperiert seit Sommer 
2016 mit der EVIM Gemeinnützigen Altenhilfe GmbH 
in Wiesbaden-Sonnenberg. Gemeinsam mit dem EVIM 
(Evangelischer Verein für Innere Mission) ist der Pfl ege-
dienst Auftraggeber und Gründer des Kooperations-
projekts „Wiesbadener Modell – Quartier Eigenheim/
Komponistenviertel“. Mit Partnern aus Wissenschaft, 
Wirtschaft und Ehrenamt sowie der Stadt Wiesbaden 
arbeiten der Pfl egedienst Thomas Rehbein und EVIM 
an der Etablierung einer ortsnahen, fußläufi gen und 
technikunterstützten Quartierspfl ege in Wiesbaden. 
Im Quartier „Eigenheim/ Komponistenviertel“ wird u.a. 
ein neuer personalökonomischer Ansatz erprobt und 
wissenschaftlich begleitet. Ziel ist es, im Quartier neue 
Wege in der ambulanten wie auch der stationären Ver-
sorgung zu fi nden, um den negativen Folgen des de-
mographischen Wandels und des Fachkräftemangels 
entgegenwirken zu können.

Belastungen für die Pfl egekräfte bestehen bisher u.a. 
aufgrund langer Weg- und Fahrtzeiten, dem damit ein-
hergehenden Stress im Falle von Verkehrsstörungen 
und bei der Parkplatzsuche. Zur Lösung dieser Proble-
me wurde das „Wiesbadener Modell“ im Wiesbadener 
Stadtteil Komponistenviertel ins Leben gerufen. Im 

Komponistenviertel leben aktuell ca. 260 hilfebedürfti-
ge Personen. Ein kleines Team vor Ort stellt die orts- und 
zeitnahe Versorgung zu allen Tages- und Nachtzeiten 
sicher. Die Versorgung erfolgt von einem Stützpunkt 
im Quartier zu Fuß oder mit dem E-Bike aus.

Positive Eff ekte des Modells sind weniger Stress und 
Zeitdruck bei den Pfl egekräften. Die Personalfl uktuati-
on sinkt in der Folge, den Pfl egekunden kann mehr Zeit 
gewidmet werden. Insgesamt ist es durch den Wegfall 
langer Wegezeiten insbesondere in größeren Städten 
möglich, mehr Pfl egekunden in der gleichen Zeit zu 
betreuen und diese bei Bedarf auch kurzfristig aufsu-
chen zu können. Der Stützpunkt im Quartier erleich-
tert die direkte Kommunikation, und ermöglicht es, zu 
den Menschen im Quartier eine engere Beziehung auf-
zubauen. Die Einrichtung eines Quartiersbüros und ei-
nes Nachtdienstes gewährleistet den Bewohner*innen 
des Quartiers eine hohe Versorgungssicherheit in der 
eigenen Häuslichkeit. 

Andreas Schmidt, Häusliche Kranken- und Seniorenpfl ege Thomas Rehbein, Projektmanager Wiesbadener Modell

WIESBADENER MODELL: 
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VOM PFLEGEHEIM 
ZUM ZENTRUM DER 
PFLEGE UND GESUND-
HEIT IM QUARTIER

Im Modellverbund „Pfl ege stationär – weiterdenken!“ koope-
rieren der Projektträger Alters-Institut gGmbH, die Träger der 
Einrichtungen (AWO Bezirksverband, v. Bodelschwinghsche 
Stiftung Bethel, Ev. Johanneswerk) sowie die Städte Bielefeld 
und Herford. Zielsetzung des Modellprojekts ist eine be-
darfs- und bedürfnisgerechte Versorgung älterer, chronisch 
kranker, hilfe- und pfl egebedürftiger Menschen im Stadtteil 
durch Weiterentwicklung stationärer Einrichtungen hin zu 
sektorenübergreifenden, multiprofessionellen Pfl egezen-
tren. Die Zentren integrieren ambulante und stationäre 
Angebote und vernetzen verschiedene Dienstleistungen, 
Professionen und Angebotsformen. Auf diese Weise ermögli-
chen sie dezentral im Stadtteil eine umfassende Versorgung.

Als Grundprinzipien der Zentren wurden defi niert:

a. Bündelung unterschiedlicher pflegerischer, gesundheit-
licher und sozialer Leistungen der ambulanten, teilsta-
tionären und stationären Versorgung zu einem umfas-
senden Versorgungsangebot, das auch bei komplexem 
Bedarf eine umfassende und sektorenübergreifende Ver-
sorgung an einem Ort ermöglicht. 

b. Multiprofessioneller Charakter: neben Pfl egenden ver-
schiedener Qualifi kationsstufen sollen dort – je nach 
Bedarf im Quartier – Ärzt*innen, Sozialarbeiter*innen, 
Psycholog*innen, Physio- und Ergotherapeut*innen, 

Gesundheits- und Pfl egeberater*innen, aber auch 
Hauswirtschaftskräfte, Ökotropholog*innen und 
Pharmazeut*innen tätig sein.

c. Nutzer*innenorientierte, kontinuierliche Versor-
gung: Nutzer*innen erhalten ein auf ihren Bedarf 
und ihre Bedürfnisse abgestimmtes Leistungs-
paket, das den Verbleib im eigenen häuslichen 
Umfeld zum Ziel hat. Ihnen soll im Zentrum ein/e 
feste/r Ansprechpartner*in zur Verfügung stehen, 
der/die mit ihnen die Versorgung abstimmt und 
ein individuelles Hilfepaket schnürt.

d. Neue Formen der Kommunikation, Kooperation und 
Arbeitsorganisation, um eine nutzer*innenorientierte 
Versorgung in den Zentren sicherzustellen.

e. Populationsorientierung, d. h. die Zentren richten 
sich an dem lokal gegebenen Bedarf und den so-
zialen Bedingungen im Quartier aus und steuern 
regionaler Fehlversorgung entgegen.

f. Förderung von Quartiersarbeit, Partizipation und 
Engagement für ein inklusives Gemeinwesen.

g. Neuer Qualifi kationenmix und Erprobung neuer 
Modelle der Kooperation (und Supervision) zwi-
schen hoch- und niedrigqualifi zierten Kräften.

Prof. Dr. Kerstin Hämel (Universität Bielefeld)
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Ziel der Evaluation war die Analyse der Wirkungen der 
Zentren, insbesondere ihr Beitrag zur Sicherung der 
Versorgungskontinuität und der Versorgungs- und Le-
bensqualität der Nutzer*innen sowie die Analyse des 
Innovationsgehaltes der sektorenübergreifenden Pfl e-
gezentren und ihrer Potenziale zur Weiterentwicklung 
hin zu multiprofessionellen Gesundheitszentren im 
Stadtteil und Quartier.

Bei den Nutzer*innen off ener Angebote, Tagespfl ege-
gästen und Heimbewohner*innen fi ndet die gemein-
same Angebotsnutzung weitgehende Akzeptanz. 
Die Begegnungsmöglichkeiten und gemeinsamen 
Aktivitäten werden oft von allen Seiten als sehr posi-
tiv erlebt. Bewohner*innen können so soziale Bezüge 
außerhalb des Pfl egeheims aufrechterhalten. Die Ver-
sorgung im angestammten Stadtteil und Quartier ver-
mittelt den Nutzer*innen ein Gefühl von „Normalität“ 
trotz Hilfe- und Pfl egebedürftigkeit, ermöglicht ihnen 
an ihren bisherigen, lieb gewonnenen Gewohnheiten 
festzuhalten und langjährige Beziehungen aufrechtzu-
erhalten. Auch Angehörige erleben die kurzen Wege 
zu den Einrichtungen als entlastende Zeitersparnis. 
Insgesamt werden die Gesundheitszentren von den 
Nutzer*innen sehr positiv bewertet.
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Dem Feld zwischen autonomem Wohnen und Woh-
nen/Pfl ege in Sonderwohnformen kommt mit Blick 
auf die Präferenzen der Älteren und die demografi sche 
Entwicklung höchste Bedeutung zu. „Aging in place“, 
zuhause-wohnen-bleiben, ist dabei der international 
geläufi ge Fachausdruck, untrennbar komplementär 
verknüpft mit dem Postulat „am-
bulant vor stationär“. Die intensi-
ve Unterstützung von Älteren mit 
wechselndem bis sehr großem 
Hilfe- und Pfl egebedarf stellt dabei 
eine unverändert große Herausfor-
derung dar. Wichtig ist es hierbei, 
Pfl ege- und Unterstützungsstruk-
turen auszugestalten, altersge-
rechte Lösungen zu schaff en und 
kommunale Beratung gut auf die 
Bedürfnisse der Bürger*innen ab-
zustimmen.

Längsschnitt-Fallstudien zeigen, 
welche Bedingungen für den Ver-
bleib zuhause – bis zum Tode – für 
die Lebensqualität aller Beteilig-
ten zentral sind. Es kommt, dem 

internationalen Forschungsstand zufolge, auf einen 
passenden, keineswegs nur berufl ich-professionell ge-
prägten „Hilfe-Maßanzug“ an. Dabei hat die Verschrän-
kung informeller und formeller Unterstützungsquellen 
höchste Bedeutung. Sowohl unter dem Entwicklungs- 
wie dem Forschungsaspekt des Projekts kommt dieser 

Prof. Dr. Otto (Universität Tübingen/Universität Zürich)
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Dimension besondere Beachtung zu. Das Projekt be-
zieht explizit innovative Wohn- und Dienstleistungs-
settings ein: Es werden regelmäßig zwei Hauptfakto-
ren für das Zuhause-wohnen-bis-zuletzt diskutiert, die 
beeinfl ussbar sind: 

1. ein intensives, integriertes Dienstleistungsange-
bot und 

2. die Bedingungen des persönlichen Wohn-, Le-
bens- und Netzwerkumfelds.

Im Rahmen des gemeinsam mit der Hochschule 
Mannheim durchgeführten Projekts wurden mögliche 
„Bruchstellen“ identifi ziert, die verhindern können, 
dass ältere Menschen mit Pfl egebedürftigkeit in ihrer 
Wohnung verbleiben können. Hierzu gehören psychi-
sche Faktoren (z.B. starke Überlastung der Angehöri-
gen, verstärktes sozial auff älliges Verhalten), soziale 
Faktoren (z.B. unzureichendes soziales Netzwerk, nicht 

zu bewältigende Veränderungen und Umstellungen 
im Alltag), pfl egerische Faktoren (z.B. chronische Un-
terversorgung frühmorgens, abends und in der Nacht), 
medizinische Faktoren (z.B. starke gesundheitliche Ein-
schränkungen) und Faktoren in Zusammenhang mit 
der Kooperation der beteiligten NetzwerkpartnerIn-
nen (z.B. fehlender Bereitschaftsdienst der kooperie-
renden Dienste bei dringendem ambulanten Hilfebe-
darf außerhalb der üblichen Dienstzeiten).

Zu einem altersgerechten Quartier gehört auch das 
Vorhandensein bedarfsgerechter Dienstleistungen 
und Angebote, ebenso wie wohnortnahe Beratung 
und Begleitung. Ein wichtiger Punkt bei der Entwick-
lung eines seniorInnengerechten Quartiers ist die Prä-
vention nach dem Motto: „früher helfen, um weniger 
helfen zu müssen“.
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STADT GESTALTEN 
MIT IQ –

Der Städtetag Baden-Württemberg und das Land un-
terstützen neue Formen der Quartiersentwicklung. 
Ziel des Sonderprogramms „Quartier 2020“ war es, 
Kommunen bei der Entwicklung und Umsetzung von 
alters- und generationengerechten Quartiersprojek-
ten zu unterstützen und die Vernetzung der Akteu-
rInnen auf allen Ebenen zu stärken. Die „StadtLabore“ 
sind Teil der Weiterführung der Landesstrategie unter 
dem Titel „Quartier 2030 – Gemeinsam.Gestalten.“ des 
Ministeriums für Soziales und Integration und werden 
mit Mitteln des Landes Baden-Württemberg gefördert. 
Ziel der „StadtLabore“ zur inklusiven Quartiersentwick-
lung ist es, praxisnahe und übertragbare Methoden, 
Formate und Strategien mit dem Ziel zu erarbeiten, 
die Entwicklung sozialer Strukturen im Wohngebiet zu 
fördern. Das Projekt lief von Mai 2019 bis November 
2020. In diesem Zeitraum erprobten neun Städte und 
Gemeinden aus Baden-Württemberg (Bad Krotzingen, 
Filderstadt, Freudenberg am Main, Friedrichshafen, 
Heidelberg, Karlsruhe, Konstanz, Salach und Ulm) ge-
meinsam, wie Quartiersentwicklung für Übermorgen 
gelingen kann. 

Die Ergebnisse der „StadtLabore“ sind in Form themen-
spezifi scher Steckbriefe auf der Homepage (www.quar-

Benjamin Lachat (Städtetag Baden-Württemberg)
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tiere2030-bw.de) zusammengestellt. Die Steckbriefe 
geben Aufschluss über die entstandenen Projektideen 
und Konzepte der „StadtLabor“-Städte. Sie sollen ande-
ren Kommunen als Inspiration dienen und einen Anstoß 
zur Übertragung und Nutzung der Erkenntnisse geben.

Im Rahmen der „StadtLabore“ hat sich gezeigt, dass ein 
gelungener Einstieg in die Quartiersentwicklung drei 
Faktoren voraussetzt:

1. Kenntnis der lokalen Ressourcen,

2. „Aufbruchstimmung“ und

3. Klärung der Interessenlagen.

Statt den Fokus auf die Schwächen und Defi zite zu le-
gen, müssen die Potenziale und Stärken des Quartiers 
betrachtet werden. Diese stellen die Ressourcen der 
Quartiersarbeit dar und sind in bestehenden Netzwer-
ken und Schlüsselpersonen wiederzufi nden. Hier gilt 
es, zu identifi zieren, wer welchen Beitrag leisten kann, 
um die Quartiere weiterzuentwickeln. Auf diese Weise 
können neue Verküpfungen hergestellt und das beste-
hende Netzwerk erweitert werden.

Von Beginn an muss eine gemeinsame Haltung entwi-
ckelt und „Aufbruchstimmung“ erzeugt werden. Durch 
die Ansprache und Aktivierung der BewohnerInnenschaft 
trägt dieser Identifi kationsgedanke zur Legitimation 

nachfolgender Prozesse der Quartiersentwicklung bei.

Quartiersentwicklung bewegt sich im Spannungsfeld 
zwischen BürgerInnenbeteiligung und dem Auftrag 
des Gemeinderats (unterschiedliche Interessenlagen). 
Langfristig müssen die Strategien über das konkrete 
Projekt hinausgedacht werden. Innovationen im Be-
reich der Quartiersentwicklung benötigen Perspekti-
venwechsel und eine Off enheit für neue Methoden. 
Regeln sollen dabei bewusst gebrochen und neue 
Wege beschritten werden. Voraussetzung einer gelun-
genen Partizipation ist die Überwindung der Hürden 
der sozialen Lebenswirklichkeit. Auf die Quartierse-
bene bezogen, gilt es zu betonen, dass ein inklusives 
Quartier kein statischer Zustand, sondern ein dyna-
mischer Prozess ist, da sich die Bedingungen und die 
Menschen im Quartier ständig ändern. Anknüpfend 
an den Inklusionsgedanken müssen „Orte für Alle“ ge-
schaff en werden. Für ein gutes Älterwerden im Quar-
tier ist es wichtig, dass Hilfe für alte Menschen nicht 
isoliert gedacht, sondern in die Strukturen eines Quar-
tiers eingebettet ist. Dabei müssen die bestehenden 
Angebote berücksichtigt und in ein Netzwerk aus frei-
en Trägern, Stadtverwaltung, Engagement, Vereinen 
und Betroff enen eingebunden werden.
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SCHLUSSWORT
  

Der Oberbürgermeister der Stadt Mannheim, Dr. Pe-
ter Kurz, legte in seiner die Konferenz abschließenden 
Rede den Schwerpunkt auf die Aufgaben und Heraus-
forderungen der Pfl egeplanung aus kommunaler Sicht.

Förderprogramme und Einzelmaßnahmen seien beim 
Umgang mit Problemen zuwei-
len durchaus hilfreich. Sie dürf-
ten allerdings nicht dazu führen, 
von der Notwendigkeit grundle-
gender Strukturreformen abzu-
lenken, für welche die Politik in 
Bund und Land verantwortlich 
sei und die dieser naturgemäß 
schwerer fi elen.

In den Rechtsgrundlagen zur 
Pfl egeversicherung sei viel von 
Weiterentwicklung, von Emp-
fehlungen, von der Beratung 
Betroff ener und von der Finan-
zierung von Modellprojekten zu 
lesen, ganz ählich wie in der Be-
schreibung des Landesförder-
programms zu den Kommuna-

len Pfl egekonferenzen. Das Problem aber sei, dass im 
Sinne einer gewünschten zentralen Steuerungsfunkti-
on auch Entscheidungen getroff en werden müssten, 
die etablierte wirtschaftliche Interessen berührten, 
und dass genau hierfür den Kommunen gegenwärtig 

Oberbürgermeister Dr. Peter Kurz (Stadt Mannheim)
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im einschlägigen Bundes- und Landesrecht, entgegen 
der vorherrschenden Kommunikation, kein gestalten-
der Einfl uss zugestanden werde. Einerseits erlebe man 
die stete Betonung der kommunalen Verantwortung 
durch das Land, jedoch sei den Stadt- und Landkreisen 
kein wirklicher Einfl uss auf die örtliche „Pfl egeland-
schaft“ gegeben, die von den völlig anders strukturier-
ten Interessen der Pfl egeversicherungen und zuneh-
mend auch von wirtschaftlichen Interessen dominiert 
werde. Dabei bestehe ein grundlegender Widerspruch 
zwischen einem der Maxime des Gemeinwohls fol-
genden, kommunalen Gestaltungsauftrag und einer 
zugleich erwünschten marktmäßigen Ordnung, die 
vorwiegend wirtschaftlichen Interessen Geltung ver-
schaff e. Wie der Oberbürgermeister weiter betonte, 
sollten die kommunalen Landesverbände sich ent-
schlossen für mehr kommunale Mitbestimmung bei 
der Gestaltung des Pfl egewesens einsetzen, so dass 
die in Pfl egekonferenzen entwickelten Reformkonzep-
te auch wirksam umgesetzt werden können.
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